
Rechtsprechungsübersicht

Haftung des Gesellschafters

BGH, Urteil v. 17.12.2015 - IX ZR 143/13 (OLG Koblenz)

1. Der Insolvenzverwalter ist berechtigt, sich mit einem Gesellschafter über die Höhe seiner
Haftung zu vergleichen. Ein solcher Vergleich kommt den betroffenen Gesellschaftern auch
zugute, wenn das Insolvenzverfahren aufgehoben ist (Anschluss an BAGE 125, 92 = NJW
2008, 1903 Ls. = NZI 2008, 387).
2. Die Einziehungsbefugnis des Insolvenzverwalters umfasst sämtliche Haftungsforderungen
der Gesellschaftsgläubiger, die ihre Forderungen im Insolvenzverfahren über das Vermögen
der Gesellschaft angemeldet haben, selbst wenn die Insolvenzforderungen vom Insolvenzver-
walter oder einem Gläubiger bestritten und die Widersprüche nicht beseitigt worden sind.

OLG Frankfurt a. M., Urteil v. 11.11.2015 - 17 U 121/14

1. Grundsätzlich liegt in jeder auf Kosten der Gesellschaft erlangten Befreiung des Gesellschaf-
ters von seiner Sicherung regelmäßig eine Gläubigerbenachteiligung.
2. Anders ist der Fall dann zu beurteilen, wenn der Darlehensgeber keinen Anspruch aus der
Sicherheit gegen den Gesellschafter hat, den er nach Insolvenzeröffnung gem. § 44a InsO gel-
tend machen kann und der vor Insolvenzeröffnung eine Verpflichtung zur Freistellung nicht
auslöst, denn in diesem Fall kann der Darlehensgeber allein den Schuldner aus dem Darlehen
in Anspruch nehmen.
3. Dient die übernommene Bürgschaft ausweislich ihrer Zweckerklärung lediglich der "Erfas-
sung zukünftiger Vermögensverlagerungen des Hauptschuldners auf den Bürgern" und wird
diese Sicherheit durch eine Grundschuld "unterlegt", so bedeutet dies, dass entsprechend der
demnach auch für die Grundschuld geltenden Zweckbestimmung auf die zweite Sicherheit nur
dann zurückgegriffen werden können soll, wenn die erste Sicherheit nicht auskömmlich ist.


